
 

  

S 1 P 33/00

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Bundesrepublik Deutschland
Sozialgericht Bundessozialgericht
Sachgebiet Pflegeversicherung
Abteilung 3
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Öffentliche Förderung von stationären

Pflegeeinrichtungen
Pflegewohngeld
gesonderte Berechnung
betriebsnotwendiger
Investitionsaufwendungen
Zustimmung der Landesbehörde
betriebsnotwendige Aufwendungen bei
der Anmietung eines Gebäudes

Leitsätze 1. Bei einer landesrechtlichen Förderung
von stationären Pflegeeinrichtungen
durch bewohnerbezogene
einkommensabhängige
Investitionskostenzuschüsse (so
genanntes Pflegewohngeld) bedarf es zur
gesonderten Berechnung
betriebsnotwendiger
Investitionsaufwendungen durch den
Heimträger keiner Zustimmung der
zuständigen Landesbehörde sondern nur
einer Mitteilung des Heimträgers.
2. Als betriebsnotwendige Aufwendungen
können bei der Anmietung eines
Gebäudes die angemessenen Mietkosten
auch insoweit geltend gemacht werden
als darin Kosten für das reine Grundstück
enthalten sind.

Normenkette SGB XI § 9
SGB XI § 82 Abs 3 S 1
SGB XI § 82 Abs 3 S 3
SGB XI § 82 Abs 2 Nr 1
SGB XI § 82 Abs 2 Nr 3
SGB XI § 82 Abs 4
HeimG § 5 Abs 7 S 1

1. Instanz
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Aktenzeichen S 1 P 33/00
Datum 09.04.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 P 13/01
Datum 11.12.2002

3. Instanz

Datum 24.07.2003

Auf die Revisionen der Beteiligten wird das Urteil des Schleswig-Holsteinischen
Landessozialgerichts vom 11. Dezember 2002 aufgehoben. Die angefochtenen
Bescheide werden in vollem Umfang aufgehoben. Die Sache wird zur erneuten
Verhandlung und Entscheidung an das Landessozialgericht zurÃ¼ckverwiesen.

GrÃ¼nde:

I

Der klagende Verein ist TrÃ¤ger eines Pflegeheims, das sich in einem angemieteten
GebÃ¤ude befindet und zur Versorgung von Pflegeversicherten zugelassen ist.
GemÃ¤Ã� Landespflegegesetz (vom 10. Februar 1996, GVBl Schl.-H. 227 â��
LPflegeG aF) und Landespflegegesetzverordnung (vom 19. Juni 1996, GVBl Schl.-H.
521 â�� LPflegeGVO aF) von Schleswig-Holstein erhÃ¤lt er fÃ¼r
einkommensschwache Heimbewohner ZuschÃ¼sse zu seinen
Investitionsaufwendungen ("Pflegewohngeld"). Einem Antrag des KlÃ¤gers vom 13.
November 1998, ab 1. Januar 1999 bei der PflegevergÃ¼tung der gesonderten
Berechnung betriebsnotwendiger Investitionsaufwendungen in HÃ¶he von 34,15 DM
tÃ¤glich pro Heimplatz nach Â§ 82 Abs 3 Sozialgesetzbuch Elftes Buch (SGB XI)
zuzustimmen, gab der beklagte Landkreis nur in HÃ¶he von 26,44 DM statt
(Bescheid vom 19. Januar 1999); dabei berÃ¼cksichtigte er die Mietaufwendungen
entsprechend Â§ 10 Abs 6 LPflegeGVO aF nur bis zur HÃ¶he der ortsÃ¼blichen
Miete fÃ¼r vergleichbaren, nicht preisgebundenen Wohnraum und zog
dementsprechend von 570.000 DM Jahresmiete einen Betrag von 128.420,88 DM
ab. Den Widerspruch des KlÃ¤gers, der die Mieten fÃ¼r gewerbliche Immobilien wie
Hotels als Vergleichsmiete geltend machte, wies der Beklagte zurÃ¼ck
(Widerspruchsbescheid vom 11. Februar 1999).

Das Sozialgericht (SG) hat die angefochtenen Bescheide aufgehoben und den
Beklagten zur Neubescheidung verurteilt (Urteil vom 9. April 2001), weil die
Begrenzung der Mietaufwendungen auf die HÃ¶he der Vergleichsmiete fÃ¼r
Wohnraum in der LPflegeGVO rechtswidrig sei. Auf die Berufung des KlÃ¤gers hat
das Landessozialgericht (LSG) den Beklagten zur Zustimmung zu einem Tagessatz
pro Heimplatz in HÃ¶he von 30,81 DM (15,75 Euro) verurteilt und die Berufung im
Ã�brigen zurÃ¼ckgewiesen (Urteil vom 11. Dezember 2002). Das LSG hat
ausgefÃ¼hrt, bei der Entscheidung Ã¼ber die Zustimmung stehe dem Beklagten
kein Ermessen zu. Die Ã�nderung der LPflegeGVO vom 14. Mai 2002 (GVBl Schl.-H.
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100 â�� nF), die bei dem berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higen Mietaufwand nunmehr eine
Obergrenze in HÃ¶he der ortsÃ¼blichen Miete fÃ¼r "vergleichbar genutzte
GebÃ¤ude", ersatzweise fÃ¼r "vergleichbare Pflegeinrichtungen", vorsehe, sei
ebenfalls rechtswidrig und deshalb nichtig, weil sie eine Kostendeckung des
Heimbetriebes nicht erlaube. Die dadurch vorhandene RegelungslÃ¼cke sei vom
Gericht durch Â§ 82 Abs 3 SGB XI in der Weise zu schlieÃ�en, dass die
tatsÃ¤chlichen Mietaufwendungen berÃ¼cksichtigt werden mÃ¼ssten, vermindert
allerdings um einen fiktiven Mietanteil fÃ¼r das reine GrundstÃ¼ck. Dieser sei
wegen der staatlichen FÃ¶rderung vom Heimbetreiber als Eigenanteil zu tragen.
Nach den Richtwerten des Bodengutachterausschusses des Beklagten ergebe sich
ein abzuziehender Bodenwertanteil von 37.560 DM, woraus sich ein Tagessatz von
30,81 DM errechne.

Gegen dieses Urteil haben beide Beteiligte Revision eingelegt. Der KlÃ¤ger begehrt
nunmehr die Zustimmung zu einem Tagessatz von 16,67 Euro (32,61 DM) und
macht geltend, die fÃ¼r den Betrieb des Pflegeheims erforderliche Miete mÃ¼sse
einschlieÃ�lich des fÃ¼r das GrundstÃ¼ck gezahlten Anteils berÃ¼cksichtigt
werden, woraus sich ein um 1,80 DM (0,92 Euro) hÃ¶herer Wert pro Tag und
Heimplatz ergebe. Es gebe keine sachlich begrÃ¼ndbaren Kriterien fÃ¼r das
Herausrechnen eines Bodenwerts aus einem vereinbarten Mietzins.

Der KlÃ¤ger beantragt,
das Urteil des Schleswig-Holsteinischen Landessozialgerichts vom 11. Dezember
2002 abzuÃ¤ndern und den Beklagten zu verpflichten, ab 1. Januar 1999 gesondert
berechenbaren Aufwendungen iS von Â§ 82 Abs 3 SGB XI mit einem Tagessatz von
32,61 DM pro Heimplatz zuzustimmen,
hilfsweise festzustellen, dass er berechtigt ist, bei den Investitionskosten die
tatsÃ¤chlich anfallende GrundstÃ¼cksmiete in voller HÃ¶he geltend zu machen.

Der Beklagte beantragt,
das Urteil des Schleswig-Holsteinischen Landessozialgerichts vom 11. Dezember
2002 abzuÃ¤ndern, die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts
LÃ¼beck vom 9. April 2001 zurÃ¼ckzuweisen und im Ã�brigen die Revision des
KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen.

Er wendet sich gegen die BerÃ¼cksichtigung der tatsÃ¤chlich gezahlten Miete. Eine
Ã�berprÃ¼fung der Angemessenheit von Heimentgelten sei gesetzlich geboten. Bei
Mietaufwendungen sei eine Begrenzung auf die Miete von vergleichbaren
GebÃ¤uden und Pflegeeinrichtungen sachgerecht. Seine Bescheide hÃ¤tten sich
schon vor der Ã�nderung der LPflegeGVO bereits an vergleichbaren
Pflegeeinrichtungen orientiert. Der Bodenwert mÃ¼sse und kÃ¶nne
herausgerechnet werden. Allerdings habe das LSG zu Unrecht eine Auslastung von
95 % statt 96 % zu Grunde gelegt.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Revision des Beklagten zurÃ¼ckzuweisen.
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II

Die Revision des KlÃ¤gers ist hinsichtlich des Hauptantrages nur iS der Aufhebung
der angefochtenen Bescheide, hinsichtlich des Hilfsantrages iS der
ZurÃ¼ckverweisung der Sache an das LSG zur erneuten Verhandlung und
Entscheidung begrÃ¼ndet. Die vom Land gezahlten ZuschÃ¼sse sind keine
Ã¶ffentliche FÃ¶rderung iS von Â§ 82 Abs 3 Satz 1 iVm Â§ 9 SGB XI, weshalb der
KlÃ¤ger keiner Zustimmung zur gesonderten Berechnung von Investitionskosten
bedarf. Die Erteilung der Zustimmung zur gesonderten Berechnung von
Investitionskosten in einer geringeren HÃ¶he als beantragt ist ohne gesetzliche
Grundlage erfolgt und schon aus diesem Grunde aufzuheben, weil sie den KlÃ¤ger
beschwert. Seine Leistungsklage auf Erteilung der Zustimmung zur Berechnung
eines hÃ¶heren Tagessatzes ist andererseits unbegrÃ¼ndet. Zur Entscheidung
Ã¼ber den hilfsweise gestellten Feststellungsantrag reichen die vom LSG
getroffenen Tatsachenfeststellungen nicht aus (Â§ 170 Abs 2 Satz 2
Sozialgerichtsgesetz (SGG)). Der KlÃ¤ger ist dem Grunde nach berechtigt, nach
Anzeige bei dem Beklagten die Mietkosten ohne KÃ¼rzung um einen
GrundstÃ¼cksanteil als Investitionskosten gegenÃ¼ber den Heimbewohnern
geltend zu machen. Das LSG wird die Mietkosten des KlÃ¤gers noch auf ihre
Angemessenheit zu Ã¼berprÃ¼fen haben; in diesem Umfang war auch der Revision
des Beklagten stattzugeben.

1. Der Hauptantrag des KlÃ¤gers ist nur iS der Aufhebung der angefochtenen
Bescheide begrÃ¼ndet.

Im Rahmen der zulÃ¤ssigen Revision, mit der der KlÃ¤ger die Verletzung von
Bundesrecht insoweit rÃ¼gt, als das LSG bei den betriebsnotwendigen
Investitionsaufwendungen, die den PflegebedÃ¼rftigen gesondert berechnet
werden dÃ¼rfen, nicht die vollen Mietkosten, sondern nur die fiktiv fÃ¼r das
GebÃ¤ude anfallenden Mietkosten berÃ¼cksichtigt hat, prÃ¼ft das
Bundessozialgericht (BSG) in vollem Umfang von Amts wegen, ob sich die
Rechtsanwendung des LSG mit Bundesrecht vereinbaren lÃ¤sst (Meyer-Ladewig,
SGG, 7. Aufl, Â§ 162 RdNr 8b). Das ist insoweit nicht der Fall, als das LSG der Klage
auf Erteilung der Zustimmung zur gesonderten Berechnung der
betriebsnotwendigen Investitionsaufwendungen zum Teil stattgegeben hat.

Entgegen der Auffassung der Vorinstanzen kann der KlÃ¤ger einen Anspruch auf
Erteilung der Zustimmung der zustÃ¤ndigen LandesbehÃ¶rde nicht auf Â§ 82 Abs 3
Satz 3 iVm Abs 3 Satz 1 SGB XI stÃ¼tzen. Nach dieser Vorschrift kann die
Pflegeeinrichtung zwar betriebsnotwendige Investitionsaufwendungen nach Abs 2
Nr 1 dieser Vorschrift oder Aufwendungen fÃ¼r Miete, Pacht, Nutzung oder
Mitbenutzung von GebÃ¤uden oder sonstige abschreibungsfÃ¤hige AnlagegÃ¼ter
nach Abs 2 Nr 3 der Vorschrift, die durch Ã¶ffentliche FÃ¶rderung gemÃ¤Ã� Â§ 9
SGB XI nicht vollstÃ¤ndig gedeckt sind, den PflegebedÃ¼rftigen gesondert
berechnen. DafÃ¼r bedarf es der Zustimmung der zustÃ¤ndigen LandesbehÃ¶rde,
wozu das NÃ¤here durch Landesrecht bestimmt wird. Die Voraussetzungen dafÃ¼r
liegen deshalb nicht vor, weil die dem KlÃ¤ger gezahlten ZuschÃ¼sse aus
Landesmitteln entgegen der vom LSG nicht nÃ¤her begrÃ¼ndeten Annahme keine

                             4 / 11

https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/82.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/9.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/170.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/82.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/82.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/9.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/9.html


 

Ã¶ffentliche FÃ¶rderung iS von Â§ 9 SGB XI sind.

Die landesrechtliche Regelung geht zwar erkennbar davon aus, dass eine teilweise
InvestitionsfÃ¶rderung auch durch die GewÃ¤hrung von Pflegewohngeld erfolgen
kann und die gesonderte Berechnung von Investitionskosten durch den
HeimtrÃ¤ger nur mit behÃ¶rdlicher Zustimmung erfolgen darf. In der Tat steht es
dem Landesgesetzgeber frei, ob und in welcher Form er die stationÃ¤re Pflege
fÃ¶rdert. Welche Investitionskosten der HeimtrÃ¤ger dem PflegebedÃ¼rftigen in
Rechnung stellen darf und welche verfahrensrechtlichen Voraussetzungen er dabei
zu beachten hat, wird allerdings durch den Bundesgesetzgeber festgelegt (vgl Art
74 Abs 1 Nr 7 und Nr 12 Grundgesetz (GG)), der insoweit den LÃ¤ndern keine
ErmÃ¤chtigung eingerÃ¤umt hat, das NÃ¤here zu regeln (vgl dazu GÃ¼rtner in
Kasseler Kommentar, SGB XI, Â§ 82 RdNr 12; BVerwGE 91, 363 = NJW 1993, 2391;
zur Gesetzgebungskompetenz: Neumann in Schulin, Handbuch des
Sozialversicherungsrechts, Bd 4, Pflegeversicherungsrecht 1997, Â§ 22 Fn 13). Dazu
gehÃ¶rt auch die Bestimmung, welche Art von landesrechtlicher FÃ¶rderung eine
Ã¶ffentliche FÃ¶rderung im Sinne von Â§ 9 SGB XI darstellt. Die landesrechtliche
Regelung stellt das nicht in Frage, sondern versucht nur, daran anzuknÃ¼pfen.

Der Senat schlieÃ�t sich insoweit der verwaltungsgerichtlichen
Instanzrechtsprechung an, die zwar irrig, aber bindend bei gleich gelagertem
Streitgegenstand den Verwaltungsrechtsweg bejaht hat (vgl dazu Beschluss des
Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) vom 27. Mai 2003 â�� 3 B 41.03); in der
Sache hat sie aber zu Recht entschieden, dass ZuschÃ¼sse an TrÃ¤ger von
Einrichtungen der vollstationÃ¤ren Pflege fÃ¼r Anspruchsberechtigte, deren
Einkommen die Einkommensgrenze des Â§ 79 Bundessozialhilfegesetz (BSHG) unter
Zugrundelegung eines um 30 % erhÃ¶hten Grundbetrages nach Â§ 81 Abs 1 BSHG
nicht Ã¼bersteigt (so genanntes Pflegewohngeld), nicht zu den Ã¶ffentlichen
FÃ¶rderungsmaÃ�nahmen zÃ¤hlen, die Â§ 82 Abs 3 Satz 1 SGB XI meint (OVG
LÃ¼neburg, Urteil vom 22. Januar 2003 â�� 4 LC 146/02; VG OsnabrÃ¼ck, Urteil
vom 20. Februar 2002 â�� 6 A 114/99).

Zwar wird das Pflegewohngeld auf Antrag der HeimtrÃ¤ger mit Zustimmung des
PflegebedÃ¼rftigen (Â§ 9 Abs 1 Satz 1 und 2 LPflegeGVO nF) an den HeimtrÃ¤ger
gezahlt, der verpflichtet ist, dieses auf die gesondert berechenbaren
betriebsnotwendigen Investitionsaufwendungen zu Gunsten des
anspruchsberechtigten PflegebedÃ¼rftigen anzurechnen. Der HeimtrÃ¤ger kann
das Pflegewohngeld aber gegen den Willen des PflegebedÃ¼rftigen nicht geltend
machen und dessen eigenstÃ¤ndige Antragstellung nicht verhindern. Die
verfahrensrechtliche Stellung des HeimtrÃ¤gers entspricht damit materiell-rechtlich
einer EinziehungsermÃ¤chtigung und prozessual einer Prozessstandschaft fÃ¼r den
berechtigten Heimbewohner. Die ZuschÃ¼sse kommen nur diesem und nicht allen
Heimbewohnern â�� wie bei einer sog ObjektfÃ¶rderung â�� zugute. Das
Pflegewohngeld stellt damit keine FÃ¶rderung des HeimtrÃ¤gers, sondern allein des
bedÃ¼rftigen Heimbewohners dar, der insoweit von sonst zu tragenden Kosten
entlastet wird. Der Sache nach handelt es sich um eine Sozialleistung sui generis
(vgl Klie, VSSR 1999, 327, 328, 334; Wilde in Hauck/Wilde, SGB XI, K Â§ 9 RdNr 7),
wie sie von verschiedenen BundeslÃ¤ndern zur Entlastung ihres Sozialhilfeetats
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gezahlt wird.

Die Regelung Ã¼ber die gesonderte Berechnung von Investitionskosten ist erst
durch den Vermittlungsausschuss in das Gesetzgebungsverfahren eingeflossen (vgl
BR-Drucks 342/94 unter Nr 25) und aus diesem Grunde hinsichtlich der Motive nicht
dokumentiert. Sie hat die im Regierungsentwurf zunÃ¤chst vorgesehene sog
monistische Finanzierung durch einen von den Pflegekassen zu zahlenden
besonders auszuweisenden Investitionskostenzuschlag (Â§ 100 des Entwurfs, vgl BT-
Drucks 12/5262 S 38), der wiederum durch die LÃ¤nder refinanziert werden sollte,
abgeÃ¤ndert. Als Rechtfertigung dafÃ¼r, bei GewÃ¤hrung direkter
InvestitionskostenzuschÃ¼sse die gesonderte Inrechnungstellung der noch
ungedeckten Investitionskosten von der Zustimmung der zustÃ¤ndigen
LandesbehÃ¶rde abhÃ¤ngig zu machen, lÃ¤sst sich immerhin anfÃ¼hren, durch
prÃ¤ventive Kontrolle zu verhindern, dass den Heimbewohnern Kostenanteile in
Rechnung gestellt werden, die bereits durch ZuschÃ¼sse gedeckt sind (vgl
Rudolph, BArbBl 8-9/1994, 48, 49; Udsching, SGB XI, 2. Aufl 2000 Â§ 82 RdNr 9).
Diese Gefahr besteht bei einer subjektbezogenen FÃ¶rderung wie dem
Pflegewohngeld nicht. Dieses ist in der dem Heimbewohner bewilligten HÃ¶he von
den TagessÃ¤tzen fÃ¼r betriebsnotwendige Investitionskosten abzuziehen. Ã�ber
die zutreffende Abrechnung der Heimentgelte hat der TrÃ¤ger der Heimaufsicht zu
wachen (Â§ 15 Heimgesetz idF des 3. HeimGÃ�ndG vom 5. November 2001 â��
BGBl I 2960), der im vorliegenden Fall ebenfalls der beklagte Landkreis ist.

Der KlÃ¤ger fÃ¤llt damit unter die Pflegeeinrichtungen iS des Â§ 82 Abs 4 SGB XI,
die nicht nach Landesrecht gefÃ¶rdert werden. Solche Pflegeeinrichtungen dÃ¼rfen
ihre betriebsnotwendigen Investitionsaufwendungen den PflegebedÃ¼rftigen ohne
Zustimmung der zustÃ¤ndigen LandesbehÃ¶rde gesondert berechnen. Die
gesonderte Berechnung ist dieser lediglich mitzuteilen. Durch diese Anzeigepflicht
erhalten die LÃ¤nder einen Ã�berblick Ã¼ber die den PflegebedÃ¼rftigen
gesondert berechneten Investitionskostenanteile bei nicht gefÃ¶rderten
Pflegeeinrichtungen. Anhand dieser Information kÃ¶nnen sie entscheiden, ob eine
nicht gefÃ¶rderte Pflegeeinrichtung in die so genannte ObjektfÃ¶rderung
aufgenommen werden soll (zu deren wettbewerbsrechtlicher Problematik vgl BSGE
88, 215 = SozR 3-3300 Â§ 9 Nr 1), um auf diese Weise zur Senkung der von allen
Heimbewohnern zu tragenden Heimentgelte beizutragen (vgl Spellbrink in
Hauck/Noftz, SGB XI, K Â§ 82 RdNr 29; Rudolph, aaO; Wigge in Wannagat, SGB XI,
Â§ 82 RdNr 25).

Weil es somit lediglich einer Anzeige des KlÃ¤gers an den Beklagten Ã¼ber die
Berechnung betriebsnotwendiger Investitionsaufwendungen bedurfte, waren die
angefochtenen Bescheide aufzuheben; der weitergehende Antrag auf Erteilung der
Zustimmung konnte aber keinen Erfolg haben.

2. Der hilfsweise gestellte Antrag auf Feststellung, dass der KlÃ¤ger zur Berechnung
betriebsnotwendiger Investitionsaufwendungen in der geltend gemachten HÃ¶he
berechtigt ist, ist auch im Revisionsverfahren zulÃ¤ssig. Es handelt sich um keine
KlageÃ¤nderung iS von Â§ 168 SGG, sondern lediglich um eine EinschrÃ¤nkung des
ursprÃ¼nglichen Klageantrags in der Hauptsache ohne Ã�nderung des
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Klagegrundes, die gemÃ¤Ã� Â§ 99 Abs 3 Nr 2 SGG nicht als KlageÃ¤nderung gilt.
Das fÃ¼r eine Feststellungsklage stets erforderliche berechtigte Interesse des
KlÃ¤gers an der baldigen Feststellung (Â§ 55 SGG) ist zu bejahen, da der Beklagte
die ZulÃ¤ssigkeit der Berechnung der Mietkosten der HÃ¶he nach bestreitet und er
die MÃ¶glichkeit hat, in seiner Eigenschaft als TrÃ¤ger der Heimaufsicht gegen zu
Unrecht geltend gemachte Heimentgelte einzuschreiten. Der KlÃ¤ger hat ein
berechtigtes Interesse, die RechtmÃ¤Ã�igkeit seines Handelns im Rahmen des
anhÃ¤ngigen Prozesses feststellen zu lassen und nicht darauf verwiesen zu werden,
erst OrdnungsverfÃ¼gungen der Heimaufsicht abzuwarten, um deren
RechtmÃ¤Ã�igkeit unter erneuter Beschreitung des Rechtswegs, mÃ¶glicherweise
wiederum durch drei Instanzen, zu bestreiten. Das Feststellungsbegehren des
KlÃ¤gers kann zwar in der Revisionsinstanz nicht abschlieÃ�end beschieden
werden, weil es noch an der Feststellung von Tatsachen fehlt, die nur durch die
Tatsacheninstanz getroffen werden kÃ¶nnen; da es aber nur noch um die
Feststellung der angemessenen MiethÃ¶he durch Vergleich mit anderen
Pflegeeinrichtungen geht, ist eine Entscheidung Ã¼ber das Feststellungsbegehren
des KlÃ¤gers im anhÃ¤ngigen Rechtsstreit auch prozessÃ¶konomisch.

3. Die Revision des KlÃ¤gers ist auf seinen Hilfsantrag insoweit begrÃ¼ndet, als er
zu Recht beanstandet, dass das LSG bei der Ermittlung der berechnungsfÃ¤higen
Investitionskosten einen fiktiven Anteil auÃ�er Ansatz gelassen hat, der auf die
Miete fÃ¼r das reine GrundstÃ¼ck entfÃ¤llt. Was als PflegevergÃ¼tung von den
Pflegeeinrichtungen gegen den PflegebedÃ¼rftigen und die Pflegekassen geltend
gemacht werden kann, ist in Â§ 82 Abs 1 und 2 SGB XI geregelt. Danach erhalten
Pflegeheime eine leistungsgerechte VergÃ¼tung fÃ¼r die allgemeinen
Pflegeleistungen (PflegevergÃ¼tung) sowie ein angemessenes Entgelt fÃ¼r
Unterkunft und Verpflegung. WÃ¤hrend die PflegevergÃ¼tung bis zur ErschÃ¶pfung
des jeweiligen Leistungsrahmens zunÃ¤chst von den Pflegekassen und erst
darÃ¼ber hinaus von dem PflegebedÃ¼rftigen zu zahlen ist, hat er fÃ¼r Unterkunft
und Verpflegung allein aufzukommen. Der Sinn dieser Regelung liegt darin, keinen
Anreiz zu Gunsten der Inanspruchnahme stationÃ¤rer Pflege dadurch zu schaffen,
dass der PflegebedÃ¼rftige von den im eigenen Haushalt anfallenden Kosten der
Unterkunft und Verpflegung vollstÃ¤ndig entlastet wird. Â§ 82 Abs 2 SGB XI
schlieÃ�t allerdings bestimmte Aufwendungen als Kostenfaktoren fÃ¼r die
Berechnung der PflegevergÃ¼tung und der Entgelte fÃ¼r Unterkunft und
Verpflegung aus. Darunter fallen â�� enumerativ aufgefÃ¼hrt und damit
abschlieÃ�end â�� Aufwendungen fÃ¼r

1. MaÃ�nahmen, die dazu bestimmt sind, die fÃ¼r den Betrieb der Pflegeinrichtung
notwendigen GebÃ¤ude und sonstigen abschreibungsfÃ¤higen AnlagegÃ¼ter
herzustellen, anzuschaffen, wiederzubeschaffen, zu ergÃ¤nzen, in Stand zu halten
oder in Stand zu setzen, mit Ausnahme der VerbrauchsgÃ¼ter, deren Kosten in die
PflegevergÃ¼tung einbezogen werden dÃ¼rfen,

2. den Erwerb und die ErschlieÃ�ung von GrundstÃ¼cken,

3. Miete, Pacht, Nutzung oder Mitbenutzung von GrundstÃ¼cken, GebÃ¤uden oder
sonstigen AnlagegÃ¼tern,
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4. den Anlauf oder die innerbetriebliche Umstellung von Pflegeeinrichtungen,

5. die SchlieÃ�ung von Pflegeeinrichtungen oder ihre Umstellung auf andere
Aufgaben.

Danach dÃ¼rfen Aufwendungen fÃ¼r die Miete von GrundstÃ¼cken und
GebÃ¤uden nicht bei den Entgelten fÃ¼r Unterkunft und Verpflegung
berÃ¼cksichtigt werden (Nr 3), obwohl diese Kosten bei der gewÃ¶hnlichen
Wohnungsmiete nach wie vor den Ã¼berwiegenden Anteil ausmachen und auch bei
dem Betrieb einer Pflegeeinrichtung gegenÃ¼ber den sonstigen Kosten des
Heimbetriebes (Pensionskosten im weiteren Sinne) nicht unerheblich ins Gewicht
fallen. Diese Kosten werden von dem KlÃ¤ger bei den gesondert ausgewiesenen
Entgelten fÃ¼r Unterkunft und Verpflegung auch nicht geltend gemacht. Er stÃ¼tzt
sich vielmehr auf die Regelung des Â§ 82 Abs 3 Satz 1 SGB XI, wonach
Aufwendungen fÃ¼r Miete, Pacht, Nutzung oder Mitbenutzung von GebÃ¤uden oder
sonstige abschreibungsfÃ¤hige AnlagegÃ¼ter nach Abs 2 Nr 3 wie
betriebsnotwendige Investitionsaufwendungen nach Abs 2 Nr 1 geltend gemacht
werden dÃ¼rfen. Dass die Aufwendungen fÃ¼r die Miete von GebÃ¤uden nicht als
Unterkunftskosten, sondern als Investitionsaufwendungen eingeordnet werden, ist
nur im Zusammenhang mit der Ã¶ffentlichen FÃ¶rderung gemÃ¤Ã� Â§ 9 SGB XI zu
verstehen, die von einer FÃ¶rderungsfÃ¤higkeit auch der Aufwendungen fÃ¼r Miete
von GebÃ¤uden ausgeht.

Daraus, dass Â§ 82 Abs 3 Satz 1 SGB XI nur die Aufwendungen fÃ¼r die Miete von
GebÃ¤uden erwÃ¤hnt und nicht auch die Miete von GrundstÃ¼cken als
berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hige Aufwendungen auffÃ¼hrt, die in Abs 2 Nr 3 neben der
Miete fÃ¼r GebÃ¤ude oder sonstige AnlagegÃ¼ter eigens erwÃ¤hnt und als
Kostenfaktoren der Entgelte fÃ¼r Unterkunft ausgeschlossen worden sind, hat das
LSG zu Unrecht gefolgert, dass nur der Anteil, der bei der Anmietung eines
gewerblichen Objektes auf die Nutzung des GebÃ¤udes selbst fÃ¤llt,
berÃ¼cksichtigt werden kÃ¶nne.

Es ist zwar einzurÃ¤umen, dass bei der Anmietung eines GrundstÃ¼cks mit
GebÃ¤ude der auf das GrundstÃ¼ck entfallende Anteil der Miete annÃ¤hernd
dadurch ermittelt werden kann, dass zum Vergleich unbebaute GrundstÃ¼cke in
vergleichbarer Lage herangezogen werden. Diese werden allerdings in der Regel in
unbebautem Zustande nicht vermietet, sodass Vergleichsmieten kaum zur
VerfÃ¼gung stehen. Unter diesen UmstÃ¤nden hat es das LSG als geboten
angesehen, den Bodenwertanteil von vergleichbaren GrundstÃ¼cken mit einem
Zinssatz von 4 % jÃ¤hrlich zu verzinsen, um an Stelle eines Mietwertes den
Nutzungswert unter Zugrundelegung einer angemessenen Kapitalverzinsung zu
ermitteln. Gegen diese Art der anteiligen Mietkostenermittlung spricht aber nicht
nur die lebensfremde Aufteilung eines einheitlichen RechtsgeschÃ¤ftes Ã¼ber die
Anmietung eines bebauten GrundstÃ¼cks mit einem vereinbarten
Gesamtmietpreis, der sich keineswegs mit einer angemessenen Kapitalverzinsung
des angemieteten Objektes decken muss, sondern je nach Marktlage darÃ¼ber
oder auch darunter liegen kann. Gegen diese Gesetzesauslegung spricht vielmehr
entscheidend, dass der HeimtrÃ¤ger, falls er die von ihm aufgewandten Mietkosten
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nicht Ã¼ber die VergÃ¼tung durch die Heimbewohner oder sonstige KostentrÃ¤ger
refinanzieren kann, schon allein deshalb einen kostendeckenden Betrieb nur schwer
aufrechterhalten kann. Erst recht ist es dann einem gewerblichen Betreiber eines
Pflegeheims erschwert, einen angemessenen Gewinn zu erzielen. GrundstÃ¼cke
ohne Berechnung einer Eigenkapitalverzinsung in den Betrieb einzubringen bzw auf
die Kostendeckung der anfallenden Mietkosten zu verzichten, wird in der Regel nur
Ã¶ffentlichen oder frei gemeinnÃ¼tzigen TrÃ¤gern mÃ¶glich sein, die sich aus
Ã¶ffentlichen Mitteln, Stiftungen oder auch Spenden refinanzieren. Soweit derartige
Mittel nicht eingesetzt werden kÃ¶nnen, was insbesondere bei gewerblichen
Unternehmen in der Regel der Fall sein wird, liefe das Verbot einer Refinanzierung
eines Teils der notwendigen Betriebsaufwendungen Ã¼ber die Heimentgelte auf
einen Wettbewerbsnachteil hinaus, der Ã¼ber denjenigen noch hinausgeht, der
ohnehin mit der Forderung von hÃ¶heren Heimentgelten aufgrund der hÃ¶heren
Kosten verbunden ist. Dies wÃ¼rde dem Anliegen des Gesetzgebers, fÃ¼r die
Versorgung der pflegebedÃ¼rftigen Personen einen Markt zu erÃ¶ffnen, auf dem
vorrangig frei gemeinnÃ¼tzige und private TrÃ¤ger im Wettbewerb tÃ¤tig werden
(vgl Â§ 72 Abs 3 Satz 2 SGB XI) zuwiderlaufen. Der Gesetzgeber hat ausdrÃ¼cklich
fÃ¼r die PflegesÃ¤tze geregelt, dass diese es einem Pflegeheim bei wirtschaftlicher
BetriebsfÃ¼hrung ermÃ¶glichen mÃ¼ssen, seinen Versorgungsauftrag zu erfÃ¼llen
(Â§ 84 Abs 2 Satz 4 SGB XI). Das muss aber auch fÃ¼r die Ã¼brigen Anteile des
Heimentgeltes gelten. Denn eine GefÃ¤hrdung des Versorgungsauftrages kann
nicht nur durch unzureichende PflegesÃ¤tze, sondern auch durch unzureichende
Entgelte fÃ¼r Unterkunft und Verpflegung sowie unzureichende Deckung der
sonstigen Investitionskosten eintreten.

Gegen diese Auslegung kann nicht mit Erfolg ins Feld gefÃ¼hrt werden, dass
GrundstÃ¼cke nicht zu den abschreibungsfÃ¤higen GÃ¼tern zÃ¤hlen und es bei
der Ã¶ffentlichen FÃ¶rderung von Einrichtungen und Vorhaben zu den
GrundsÃ¤tzen zÃ¤hlt, von dem GefÃ¶rderten die Erbringung eines Eigenanteils zu
verlangen. Dies ist zwar zutreffend und entspricht auch den ursprÃ¼nglichen
Vorstellungen des Bundesgesetzgebers Ã¼ber die Finanzierung von
Pflegeeinrichtungen. In Â§ 100 des Gesetzesentwurfs zum
Pflegeversicherungsgesetz (BT-Drucks 12/5262 S 149) waren die
fÃ¶rderungsfÃ¤higen Investitionsaufwendungen nÃ¤her umschrieben; dabei waren
Kosten des GrundstÃ¼cks, des GrundstÃ¼ckserwerbs, der
GrundstÃ¼ckserschlieÃ�ung sowie ihrer Finanzierung ausdrÃ¼cklich
ausgenommen. Sie sollten grundsÃ¤tzlich von den Pflegeeinrichtungen als
Eigenleistung einzubringen sein (BT-Drucks 12/5262 aaO). Dieser Ausschluss der
GrundstÃ¼ckskosten aus dem Investitionszuschlag hÃ¤tte aber nicht bedeutet,
dass diese Kosten nicht als Kosten fÃ¼r Unterkunft und Verpflegung hÃ¤tten
berÃ¼cksichtigt werden dÃ¼rfen. Ein ausdrÃ¼ckliches Verbot wie jetzt in Â§ 82 Abs
2 Nr 2 und Nr 3 SGB XI enthielt der Gesetzesentwurf nicht. Die jetzige Regelung
Ã¼ber die Finanzierung der betriebsnotwendigen Investitionsaufwendungen in Â§
82 Abs 3 Satz 1 SGB XI lehnt sich mit dem Ausschluss der Kosten fÃ¼r den Erwerb
und die ErschlieÃ�ung von GrundstÃ¼cken von der Refinanzierung durch den
Versicherten ersichtlich an die ursprÃ¼ngliche Regelung Ã¼ber den
Investitionszuschlag an. Da nunmehr eine Refinanzierung dieser Kosten aus den
Entgelten fÃ¼r Unterkunft und Verpflegung ebenfalls ausdrÃ¼cklich
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ausgeschlossen ist, ohne dass dafÃ¼r eine tragfÃ¤hige BegrÃ¼ndung erkennbar
ist, bleibt eine DeckungslÃ¼cke bestehen. Es kann in diesem Zusammenhang
dahinstehen, ob dieser Ausschluss mit dem Grundrecht auf freie BerufsausÃ¼bung
(Art 12 GG) und dem Gleichheitssatz (Art 3 GG) vereinbar ist (dazu Neumann in
Schulin, aaO, Â§ 22 RdNr 11) oder inwieweit trotz des klaren Gesetzeswortlauts eine
verfassungskonforme Auslegung mÃ¶glich wÃ¤re. Was die Aufwendungen fÃ¼r die
Miete von GebÃ¤uden betrifft, ist eine verfassungskonforme Auslegung zu Gunsten
der Berufsfreiheit jedenfalls zulÃ¤ssig und geboten, ohne die Grenzen des
mÃ¶glichen WortverstÃ¤ndnisses zu Ã¼berschreiten. Danach umfasst die Miete von
GebÃ¤uden auch das damit verbundene GrundstÃ¼ck, dessen wesentlicher
Bestandteil das GebÃ¤ude im Regelfall ist (Â§Â§ 94, 95 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch).

Â§ 82 Abs 4 SGB XI erwÃ¤hnt allerdings im Unterschied zu Â§ 82 Abs 3 Satz 1 SGB
XI nur die betriebsnotwendigen Investitionen und nicht auch die sonstigen
Aufwendungen fÃ¼r Miete, Pacht usw, die streng genommen nicht zu den
Investitionskosten, sondern zu den laufenden Betriebskosten gehÃ¶ren. Daraus
kann aber nicht geschlossen werden, dass beim vollstÃ¤ndigen Fehlen einer
Ã¶ffentlichen FÃ¶rderung diese Kosten nicht, wohl aber bei einer anteiligen
FÃ¶rderung gesondert berechnet werden dÃ¼rfen. FÃ¼r eine solche
Differenzierung wÃ¤re ebenfalls kein sachlicher Grund erkennbar. Die
Gesetzesformulierung muss insoweit als Redaktionsversehen gewertet werden, das
hier eine Subsumtion der Mietkosten unter die Investitionsaufwendungen zulÃ¤sst
(ebenso Zuck, PKR 2001, 29, 33; Neumann in Schulin, aaO, Â§ 22 RdNr 13).

In der Sache selbst reichen die bisherigen Feststellungen des LSG nicht zu einer â��
positiven oder negativen â�� Entscheidung darÃ¼ber aus, in welcher konkreten
HÃ¶he der KlÃ¤ger bei den Investitionskosten auch Mietkosten in Rechnung stellen
kann. Entgegen der Auffassung des LSG sind nicht die tatsÃ¤chlich anfallenden,
sondern nur die angemessenen Kosten zu berÃ¼cksichtigen, sodass Bundesrecht
verletzt worden ist. Das ergibt sich einmal aus der Einbindung dieser Kosten in das
Heimentgelt, das nur eine "leistungsgerechte" VergÃ¼tung fÃ¼r die Pflege und ein
"angemessenes" Entgelt fÃ¼r Unterkunft und Verpflegung vorsieht (Â§ 82 Abs 1
Satz 1 SGB XI). Die Heimaufsicht hat darÃ¼ber zu wachen, dass die Heimentgelte
"angemessen" sind (Â§ 5 Abs 7 Satz 1 Heimgesetz idF des 3. HeimGÃ�ndG vom 5.
November 2001 â�� BGBl I 2960). Die leistungsgerechte VergÃ¼tung iS der Â§Â§ 82
Abs 1 Satz 2, 84 Abs 2 Satz 1 SGB XI ist nach der Entscheidung des Gesetzgebers in
erster Linie Ã¼ber die Feststellung von Marktpreisen im Vergleich mit anderen
Einrichtungen, insbesondere des Ã¶rtlichen Einzugsbereichs, zu bestimmen
("externer Vergleich"); bei fehlender Ermittelbarkeit eines Marktpreises kÃ¶nnen die
tatsÃ¤chlich entstandenen Kosten des HeimtrÃ¤gers auch nur bei wirtschaftlicher
BetriebsfÃ¼hrung berÃ¼cksichtigt werden (vgl BSGE 87, 199 = SozR 3-3300 Â§ 85
Nr 1). Entsprechendes muss daher auch im Rahmen der
berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higen Investitionen gelten.

Zu den Mietkosten "vergleichbarer Pflegeeinrichtungen" fehlt es allerdings noch an
Feststellungen des LSG, sodass die Sache zur erneuten Verhandlung und
Entscheidung an das LSG zurÃ¼ckzuverweisen war.
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4. Der Vortrag des Beklagten, das LSG habe zu Unrecht 60 statt 67 HeimplÃ¤tze
und eine Auslastung von 95 statt 96 % zu Grunde gelegt, entspricht nicht den
Anforderungen an eine FeststellungsrÃ¼ge und ist deshalb in der Revisionsinstanz
nicht zu berÃ¼cksichtigen (Â§ 163 SGG).

Das LSG wird auch Ã¼ber die Kosten des Revisionsverfahrens zu entscheiden
haben.

Erstellt am: 22.12.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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